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Umsetzung der Richtlinie (EU) 2026/799 vom 30.03.2026 zur Harmonisierung bestimmter 

Aspekte des Insolvenzrechts  

I. Die Richtlinien-Umsetzung ist für die deutsche Versicherungswirtschaft insbesondere in Bezug auf 

ihre Geschäftstätigkeit als Warenkreditversicherer (Schutz kreditversicherter Lieferanten vor 

Forderungsausfällen aus Lieferungen und Leistungen) sowie als Kautionsversicherer (Übernahme von 

Bürgschaften und Garantien zur Sicherung vertraglicher oder gesetzlicher Verpflichtungen sowie der 

Kundengeldabsicherung für Reisende) relevant (siehe hierzu II.). Wichtig für diese 

Versicherungszweige ist insbesondere die angemessene Umsetzung der Regelungen zum Pre-Pack-

Verfahren (Titel IV). Das Volumen der von den deutschen Warenkreditversicherern in Deckung 

genommenen Liefergeschäfte beträgt über 500 Mrd. Euro. Die deutschen Kautionsversicherer 

übernehmen Bürgschaften und Garantien mit einem Gesamtvolumen von rund 100 Mrd. Euro.  

Die Richtlinien-Umsetzung ist zudem relevant für die Geschäftstätigkeit der Vermögensschaden-

Haftpflichtversicherer (siehe hierzu III.) im Hinblick auf die Regelungen zur Haftung von 

Gläubigerausschuss-Mitgliedern (Titel VI).  

II. Für die Warenkredit- und Kautionsversicherer ist wichtig, dass sich die Vorgaben zum Pre-Pack-

Verfahren möglichst nahtlos in den bestehenden Rahmen der InsO unter Wahrung der 

Gläubigerinteressen und Beibehaltung der Gläubigerautonomie einfügen.  

Problematisch ist insbesondere Art. 30 Abs. 1, der im Grundsatz vorsieht, dass die für die 

Weiterführung des Unternehmens erforderlichen und noch zu erfüllenden Verträge ohne Zustimmung 

der Gläubiger auf den Käufer übergehen. Art. 30 Abs. 2 gibt den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, je 

nach Art des Vertrags, der Parteien oder Interessen eine Zustimmung der Gläubiger vorzusehen.  

1. Interessenlage des Lieferanten  

Lieferanten schließen mit ihren Abnehmern Lieferverträge ab, die die Details ihrer Zusammenarbeit 

(Preis, Zahlungsmodalitäten, Liefermenge und -termine, Sicherheiten etc.) regeln. Der Lieferant kann 

vorab prüfen und entscheiden, ob und in welchem Umfang er bereit ist, einem bestimmten Kunden 

Zahlungsziele zu gewähren und welche Sicherheiten er dafür benötigt (insbesondere 

Eigentumsvorbehaltsrechte). Kommt es durch ein Pre-Pack-Verfahren zu einem Vertragsübergang 

vom Abnehmer auf einen Käufer des Unternehmens, so berührt das die Geschäftsgrundlage des 

ursprünglich geschlossenen Liefervertrages. Der Lieferant ist unter Umständen mit einem erhöhten 

Kredit- und Ausfallrisiko konfrontiert. Ein automatischer Vertragsübergang würde den Lieferanten 

zwingen, einen ihm unbekannten und ggf. bonitätsschwächeren Käufer zu kreditieren.  

Der Käufer im Pre-Pack-Verfahren kann ein völlig anderes Risikoprofil als der ursprüngliche Kunde 

aufweisen. Selbst wenn vereinbarte Eigentumsvorbehaltsrechte aus rechtlicher Sicht fortbestehen, 

kann deren Werthaltigkeit bezogen auf den Käufer ganz anders zu beurteilen sein, etwa weil die 

Weiterverarbeitung und/oder Weiterveräußerung von Vorbehaltsware beim Käufer anderen 

Prozessen unterliegt als noch beim ursprünglichen Vertragspartner (z.B. Abweichungen im 

Produktionszyklus, der Wertschöpfung usw.). 
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Dies alles würde das gesamte Risikomanagement des Lieferanten aushebeln. Der Lieferant würde 

faktisch gezwungen, einem neuen Schuldner Kredit zu gewähren, den er möglicherweise niemals oder 

nur zu anderen Konditionen akzeptiert hätte. Ein Zustimmungserfordernis zum Vertragsübergang 

gäbe dem Lieferanten indes die Gelegenheit, den Käufer, seine Bonität und sein Geschäftsmodell 

umfassend zu überprüfen und sich dann für oder gegen eine Fortsetzung der Vertragsbeziehung zu 

entscheiden bzw. etwaig notwendige Anpassungen vorzunehmen. 

Die Auswirkungen sind für den Lieferanten noch gravierender, wenn es sich um einen Rahmenvertrag

handelt, bei dem revolvierend aufgrund vorgegebener Abrufrechte über einen bestimmten Zeitraum 

Lieferverpflichtungen übergehen würden. Hier würde das Risiko dergestalt massiv ansteigen, als bei 

Verschlechterung des Zahlungsverhaltens des Vertragsübernehmers der Lieferant immer weiter in 

Vorleistung gehen müsste und Gefahr läuft, selbst zahlungsunfähig zu werden. Gerade bei solchen 

Konstellationen wäre eine Zustimmungsregelung zwingend notwendig.  

Die Probleme werden besonders deutlich, wenn es sich um Rahmenverträge mit Exklusivitätsklauseln, 

Just-in-Time-Lieferbeziehungen oder kundenspezifische Sonderanfertigungen handelt, d.h. bei 

Waren, die der Lieferant exklusiv für seinen Kunden zu einem vorab definierten Zeitpunkt und/oder 

nach den spezifischen Anforderungen des Kunden herstellt. In diesen Fällen ist die Vertragsbeziehung 

zwischen Lieferanten und Abnehmern besonders eng und individuell, ggf. basierend auf einer 

langjährigen und vertrauensvollen Geschäftsbeziehung. Der Lieferant kennt oft im Detail die 

Einkaufsorganisation, die Genehmigungsprozesse, die Compliance-Strukturen, die Ansprechpartner, 

das Reklamationsverhalten und die Zahlungsdisziplin seines Kunden. Beim Erwerber fehlen diese 

Erfahrungswerte häufig vollständig. 

Ein automatischer Vertragsübergang ohne sofortige Reaktionsmöglichkeit des Lieferanten ist für 

diesen folglich mit erheblichen wirtschaftlichen Risiken verbunden. Die in Art. 30 Abs. 3 als weitere 

Mitgliedstaaten-Option vorgesehene Möglichkeit einer Vertragsbeendigung mit dreimonatiger 

Kündigungsfrist schützt den Lieferanten nur unzureichend, weil er in den drei Monaten der 

Kündigungsfrist zur Weiterlieferung zu den mit seinem ursprünglichen Vertragspartner 

ausgehandelten Konditionen verpflichtet wäre. Der Lieferant würde für einen nicht unerheblichen 

Zeitraum das Risiko tragen, dass der - ihm quasi „aufgezwungene“ - Käufer nicht zahlt oder insolvent 

wird und er auf neuen Außenständen sitzen bleibt. Hinzu kämen die offenen Forderungen des 

Lieferanten gegen den insolventen ursprünglichen Vertragspartner, die regelmäßig nicht vom Käufer 

übernommen werden dürften. Da Art. 30 Abs. 3 für die Kündigungsmöglichkeit zusätzlich eine 

„Beeinträchtigung in unangemessener Weise“ auf Seiten des Gläubigers verlangt, kann es zudem zu 

Rechtsunsicherheiten kommen. Eine nähere Definition dieses unbestimmten Rechtsbegriffs enthält 

der Richtlinientext nicht. Der Lieferant würde nach unserem Verständnis die Darlegungs- und 

Beweislast im Hinblick auf die Wirksamkeit einer erklärten Kündigung und somit in Zweifelsfällen das 

rechtliche Risiko tragen. 

2. Zusammenspiel mit der Warenkreditversicherung  

Der Lieferant ist im Fall eines automatischen Vertragsübergangs nicht durch eine ggf. bestehende 

Warenkreditversicherung abgesichert. Bestehende Deckungen gehen nicht auf den Erwerber über, 

da der Warenkreditversicherer in dem vom Liefervertrag rechtlich unabhängigen 

Kreditversicherungsvertrag das Forderungsausfallrisiko nur für einen bestimmten Abnehmer des 

Lieferanten übernimmt, für den ihm der Versicherer nach einer Risikoprüfung eine Deckungszusage 

übermittelt hat. Geht der Liefervertrag ohne Zustimmung auf einen neuen Käufer über, erlischt 

regelmäßig der Versicherungsschutz für künftige Lieferungen. Es bedarf einer erneuten 

Risikobewertung und Deckungszusage des Warenkreditversicherers, um die sich der Lieferant 
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bemühen kann, auf die er aber keinen Anspruch hat. Der Lieferant würde demnach den Vertrag mit 

dem Käufer unter Umständen vollständig auf eigenes wirtschaftliches Risiko fortsetzen (müssen). 

3. Interessenlage des Kautionsversicherers 

Bei der Kautionsversicherung verpflichtetet sich der Versicherer im Kautionsversicherungsvertrag 

zugunsten der Gläubiger des Versicherungsnehmers zur Übernahme von Bürgschaften oder Garantien 

(Avale) zur Sicherung vertraglicher oder gesetzlicher Verpflichtungen, deren Schuldner der 

Versicherungsnehmer ist. Der Begünstigte kann den Versicherer aus der Bürgschaft/Garantie oder im 

Falle der Kundengeldabsicherung aus eigenem Recht in Anspruch nehmen, wenn der 

Versicherungsnehmer insolvent bzw. im Falle der Kundengeldabsicherung zahlungsunfähig wird. 

Grundlage der Haftung des Versicherers ist nicht der Kautionsversicherungsvertrag, sondern das Aval 

(Bürgschaft bzw. Garantiezusage des Versicherers) als eigenständiger Vertrag.  

Ein Kautionsversicherungsvertrag ist ein Geschäftsbesorgungsvertrag mit starkem persönlichen 

Vertrauenselement. Er basiert auf einer individuellen Risikoentscheidung, so dass eine Verpflichtung 

zur Übernahme neuer Aval-Risiken nicht ohne Zustimmung des Kautionsversicherers erfolgen darf. 

Für einen neuen Kautionsversicherungsvertrag mit dem Käufer des insolventen Unternehmens 

(„Erwerber“) wäre ein neue Risikoentscheidung erforderlich. 

Würde der Erwerber automatisch in die Stellung des Versicherungsnehmers als Vertragspartner des 

Kautionsversicherers eintreten, würde dieser gezwungen werden, für einen nie geprüften Schuldner 

ohne eine neue Risikoprüfung und ohne ggf. neue Sicherheiten ein neues/weiteres Risiko zu zeichnen. 

Das widerspricht dem Grundgedanken der Geschäftsbesorgung. 

Da der Erwerber das Unternehmen nach Art. 31 frei von Schulden und Verbindlichkeiten erwerben 

soll, verbleiben die Risiken aus Alt-Avalen beim Kautionsversicherer, ohne dass der 

Kautionsversicherer Ansprüche - insbesondere Regressansprüche aufgrund von Zahlungen aus Avalen 

- gegen den Erwerber geltend machen kann. Diese Ansprüche können nur als Insolvenzforderungen 

geltend gemacht werden, so dass der Kautionsversicherer bei einem automatischen Übergang auf den 

Erwerber einseitig benachteiligt würde. 

Weiter ist zu beachten, dass ein Übergang von Kautionsversicherungsverträgen auf den Erwerber im 

Widerspruch zu § 115, 116 InsO stehen würde. Der BGH hat bereits mit Urteil vom 06.07.2006 (IX ZR 

121/05) entschieden, dass der Kautionsversicherungsvertrag als Geschäftsbesorgungsvertrag i.S.v. § 

675 BGB zu qualifizieren ist mit der Konsequenz, dass dieser mit Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 

nach §§ 115, 116 InsO insgesamt erlischt. Insofern kann ein Kautionsversicherungsvertrag in der 

zweiten Stufe des Pre-Pack-Verfahrens (Liquidationsphase) nach geltendem Recht gar nicht mehr auf 

den Erwerber übergehen. Gleiches gilt auch für Aval-Kreditverträge von Banken (BGH, Beschluss vom 

06.10.2011, IX ZR 153/09).  

Bei der Umsetzung von Art. 30 ergeben sich zudem im Hinblick auf die Verknüpfung mit den 

Regelungen zur Kundengeldabsicherung für Reisende (§§ 651r, 651w BGB) erhebliche praktische 

Probleme. Im Falle eines zahlungsunfähigen Reiseveranstalters bedeutet dies, dass 

Pauschalreiseverträge auf einen übernehmenden Veranstalter übergehen können. 

Ein zentrales Problem liegt darin, dass bei einem solchen Vertragsübergang die Abgrenzung zwischen 

den Ansprüchen gegen den Kundengeldabsicherer und den Ansprüchen gegen den übernehmenden 

Veranstalter unklar bleibt. Nach § 651r Abs. 4 BGB geht der Anspruch des Reisenden gegen den 

Reiseveranstalter auf den Absicherer über, soweit dieser den Reisenden befriedigt hat. Wenn jedoch 

der Pauschalreisevertrag gemäß Artikel 30 auf einen anderen Veranstalter übergeht, stellt sich die 
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Frage, ob und inwieweit der Absicherer weiterhin für bereits gezahlte Reisepreise haftet oder ob diese 

Haftung vollständig auf den übernehmenden Veranstalter übergeht. 

Da bei der Kundengeldabsicherung bereits die Zahlungsunfähigkeit maßgeblich ist, besteht für 

Reisende zudem eine unklare Rechtslage: Sie wissen nicht, ob sie sich bei Problemen an den 

Absicherer oder an den übernehmenden Veranstalter wenden müssen. Dies steht im Widerspruch zu 

§ 651r Abs. 4 BGB, der dem Reisenden einen unmittelbaren Anspruch gegen den Absicherer 

verschaffen soll. 

4. Aufsichtsrechtliche Aspekte 

Sowohl der automatische Vertragsübergang nach Art. 30 Abs. 1 als auch die Vertragsbeendigung mit 

dreimonatiger Kündigungsfrist nach Art. 30 Abs. 3 wären auch unter aufsichtsrechtlichen Aspekten 

höchst problematisch.  

Für Versicherer gelten die im Bafin-Rundschreiben 09/2025 (VA) vom 14.07.2025 geregelten 

aufsichtsrechtlichen Mindestanforderungen an die Geschäftsorganisation von Versicherern unter 

Solvabilität II (MaGO für S II-VU). Diese beinhalten umfangreiche Vorgaben zum Risikomanagement 

von Versicherern. Des Weiteren gelten speziell für den Geschäftsbetrieb in der Kredit- und 

Kautionsversicherung die im BaFin-Rundschreiben R 1/96 (VA) vom 22.05.1996 geregelten 

Grundsätze. Das Rundschreiben enthält u.a. Vorgaben für die Risikoprüfung. Danach erfolgen 

Kreditentscheidungen erst nach angemessener Prüfung der Bonität des Einzelrisikos. Die 

Kreditprüfung wird als unverzichtbarer Bestandteil eines ordnungsgemäßen Betriebs der Kredit- und 

Kautionsversicherung eingestuft. 

Diese aufsichtsrechtlichen Vorgaben würden sowohl bei einer zwangsweisen und ungeprüften 

Risikoübernahme nach Art. 30 Abs. 1 als auch bei einer zwangsweisen dreimonatigen Bindung mit 

Kündigungsmöglichkeit nach Art. 30 Abs. 3 unterlaufen.     

Zwangsweise Vertragsübergänge können des Weiteren ggf. gegen Boykottvorschriften oder 

Vorschriften des Außenwirtschaftsrechts verstoßen. Handelt es sich beim Erwerber um ein 

ausländisches Unternehmen, besteht ggf. zusätzlich das Problem, dass es dem Versicherer in sog. 

„non-admitted Ländern“ (hierzu zählt u.a. die Schweiz) aufsichtsrechtlich untersagt ist, lokale Risiken 

direkt aus dem Ausland zu decken.  

5. Fazit   

Aus den unter Ziffer 1 bis 4 aufgezeigten Gründen sollte Deutschland bei der Umsetzung der Richtlinie 

von der in Art 30 Abs. 2 eingeräumten Option der Zustimmungsbedürftigkeit des Vertragsübergangs 

möglichst umfassend Gebrauch machen. Die in Art. 30 Abs. 3 eingeräumte Option der 

Vertragskündigung mit dreimonatiger Kündigungsfrist schützt die vom Vertragsübergang betroffenen 

Gläubiger nur unzureichend.   

III. Haftung von Gläubigerausschuss-Mitgliedern/Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung 

Gemäß Artikel 50 Abs. 1 b) können die Mitgliedsstaaten – als eine von zwei Möglichkeiten – vorsehen, 

für die persönliche Haftung der Mitglieder von Gläubigerausschüssen eine Versicherungspflicht 

vorzusehen, die zulasten der Insolvenzmasse geht. Die deutschen Versicherer sehen keinen Bedarf für 

eine Pflichtversicherung für die Mitglieder des Gläubigerausschusses (GLA) und regen stattdessen an, 

die in Artikel 50 Abs. 1 a) vorgesehene teilweise Haftungsbefreiung umzusetzen. Sollte eine 
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Pflichtversicherung dennoch vorgesehen werden, sollte diese praktikabel und mit Augenmaß 

ausgestaltet und sichergestellt werden, dass marktübliche Deckungsbegrenzungen zulässig bleiben. 

1. Kein Bedarf nach einer Pflichtversicherung 

Die Versicherer sehen aus folgenden Gründen keinen Bedarf nach einer Pflichtversicherung für den 

GLA und gleichzeitig verschiedene Vorteile einer freiwilligen Versicherungslösung: 

 Die Vertragspartner einer Pflichtversicherung werden durch diese in ihrer grundrechtlich 

geschützten Vertragsfreiheit eingeschränkt. Um diese zu rechtfertigen, muss es Gründe geben, die 

wir hier nicht erkennen können. 

 Meist wird die Einführung einer Pflichtversicherung mit dem Verbraucherschutz gerechtfertigt. 

Eine Pflichtversicherung für die Mitglieder des GLA würde jedoch in erster Linie Unternehmen und 

Institutionen (z.B. Banken) schützen und nicht Verbraucher.

 Bereits auf freiwilliger Basis besteht eine sehr hohe - nahezu 100%ige – Marktabdeckung, da die 

Mitglieder eines GLA ein eigenes Interesse daran haben, ihre persönliche Haftung abzusichern. Die 

Versicherung wird in aller Regel als eine Versicherung für den gesamten GLA in einem 

Insolvenzverfahren ausgestaltet (sogenannte Objektdeckung). 

 Der GLA als im Wesentlichen Überwachungs- und Kontrollorgan trifft keine operativen 

Entscheidungen, die Mitglieder des GLA stehen als Anspruchsgegner nicht in der ersten Reihe.

Die Schadenfrequenz ist niedrig.

 Es gibt auf freiwilliger Basis eine Vielzahl von Versicherern, die GLA versichern und somit einen 

funktionierenden Erst- und Rückversicherungsmarkt. 

 Die Versicherungssumme orientiert sich in der Praxis an der Insolvenzmasse. Aufgrund der 

enormen Bandbreite der Höhe der Insolvenzmassen in Insolvenzverfahren wäre die Bestimmung 

einer für alle Insolvenzverfahren angemessenen Pflichtversicherungssumme kaum möglich. Eine 

angemessene Versicherungssumme kann auf freiwilliger Basis besser gewährleistet werden.

 Eine Versicherungspflicht würde zu mehr administrativem Aufwand führen. Das übergeordnete 

Ziel des Bürokratieabbaus würde konterkariert. Das würde umso mehr gelten als eine zuständige 

Stelle im Sinne des § 117 VVG benannt werden müsste, die das Bestehen der Versicherung 

überwacht. Denn eine Versicherungspflicht ohne eine entsprechende Kontrolle erfüllt nicht ihren 

Sinn. Fraglich ist, wer zuständige Stelle im Sinne des § 117 VVG sein sollte. Sollen die 

Insolvenzgerichte oder eine Kammer diese zusätzliche Aufgabe übernehmen?

2. Hilfsweise: Ausgestaltung einer neuen Pflichtversicherung

Sollte eine Pflichtversicherung dennoch vorgesehen werden, sollte diese praktikabel und mit 

Augenmaß ausgestaltet und sichergestellt werden. Insbesondere bitten wir zu beachten: 

 Die Versicherung sollte als Objektdeckung pro Verfahren für den GLA – und nicht für jedes Mitglied 

des GLA ausgestaltet werden. Dies entspricht der marktüblichen Praxis aufgrund der 

gesamtschuldnerischen Haftung der Mitglieder des GLA. Insbesondere bei großen Verfahren (hier 

kann es GLA in hoher zweistelliger Zahl geben) muss dem Versicherer eine Begrenzung des 

Kumulrisikos möglich sein. 

 Die Mindestversicherungssumme für die Pflichtversicherung sollte nicht mehr als 250.000 Euro 

pro Verfahren betragen. Bei größeren Insolvenzverfahren mit höheren Insolvenzmassen müsste 

die Pflichtversicherungssumme auf freiwilliger Basis aufgestockt werden.
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 Die Versicherungssumme könnte bei einer Objektdeckung 1x für alle Schäden im 

Insolvenzverfahren zur Verfügung stehen, für den die Mitglieder des GLA in Anspruch genommen 

werden; unabhängig von der Dauer des Verfahrens. 

 Es müsste klargestellt werden, dass im Versicherungsvertrag marktübliche Ausschlüsse vereinbart 

werden können. Insbesondere müssen folgende Ausschlüsse zulässig sein:

o Für Ersatzansprüche wegen vorsätzlich herbeigeführter Schäden, vgl. § 103 VVG. Ohne eine 

entsprechende Klarstellung sehen wir das Risiko, das aus Art. 50 Abs. 1 a) ein falscher Schluss 

gezogen werden könnte. 

o Für Ersatzansprüche wegen wissentlicher Pflichtverletzung, vgl. § 51 Abs. 3 Nr. 1 BRAO. 

o Für Ersatzansprüche wegen Veruntreuung (z.B. im Fall des kollusiven Zusammenwirkens bei 

Kassenprüfung), vgl. § 51 Abs. 3 Nr. 5 BRAO

o Entschädigung mit Strafcharakter 

 Versichert werden könnten im Übrigen nur GLA nach deutschen Insolvenzrecht in Deutschland. 

Bei ausländischen GLA stellen sich für den Versicherer aufsichtsrechtliche Probleme, wenn er im 

Ausland nicht zum Geschäftsbetrieb zugelassen ist („non-admitted Problematik“). 

Berlin, 28.07.2026  


